
Die CDUNordbaden findet ihre Spitzenfrau einmalig

D
ie CDU-Politiker imKreis Karlsru-
he wie der frühere Innenminister
Heribert Rech scharen sich gerne

um sie: etwa beim Jahresfest des Vereins
„Dialog – Integration – Freundschaft“ An-
fang Juli. Aylin Arabaci-Pfab aus Waghäu-
sel ist inBaden-Württembergdie ersteVor-
sitzende eines CDU-Stadtverbands mit
türkisch-muslimischem Hintergrund. Der
CDU-Kreischef empfindet dies „als eine
Selbstverständlichkeit“.

Was die Gemeinde Waghäusel seit Kur-
zemzubieten habe, sei einmalig, hieß es im
Juni in einer Mitteilung des nach Bruchsal
und Ettlingen drittgrößten CDU-Stadtver-
bands im Landkreis Karlsruhe. Seit weni-
gen Wochen stehe eine junge Muslimin an
der Spitze der örtlichen CDU. Man schrieb
ihr sogleich „viele untypische CDU-Attri-
bute“ zu: jung undweiblich, mit Doppelna-
men und Migrationshintergrund, modern
und feministisch. Sie trage Jeans und Tat-
too, ordne sich eher links ein, stehe für öko-
logischausgerichtetePolitik–undsie stehe
auch für eine Frauenquote ein, ließen
CDU-Vertreter verlauten.

Dasklingtganzso, alsobdieCDUineher
ländlich geprägten Gebieten eine Art
Frischzellenkur anbieten könnte. Heribert
Rech jedenfalls ließ sich gernemitArabaci-

Pfab sehen, setzte sogar ein Foto mit ihr
und dem örtlichen Bundestagsabgeordne-
ten auf Facebook. Wie die Vorsitzende des
Integrationsvereins, Ebru Baz, möchte
auch die 37-jährige Grundschullehrerin
Aylin Arabaci-Pfab nächstes Jahr für den
Gemeinderat kandidieren. Ihr Großvater
war der zweite türkische Staatsbürger in
Waghäusel, sie selbst ist längstDeutsche.

„Im Kreisverband war das überhaupt
kein Thema“, kommentiert der CDU-
Kreisvorsitzende Daniel Caspary die Wahl
vonArabaci-Pfab zur Stadtverbandschefin.
Die CDU habe viele muslimische Mitglie-
der, er begrüße die Entwicklung ausdrück-
lich. Der Europaparlamentarier glaubt so-
gar, die CDU sei insgeheim näher an den
Grundauffassungen vieler Muslime als an-
dere Parteien: „Vielleicht machen da ande-
re Parteien mehr Aufhebens, Selbstver-
ständlichkeiten sind aber für uns kein The-
ma“, sagtDaniel Caspary.

Doch die Aufnahme von Muslimen in
CDU-Führungsämter scheint nicht überall
unumstritten zu sein. In Internet-Blogs
wird die Wahl in Waghäusel durchaus kri-
tisch kommentiert. „Grundsätzlich kann
jeder glauben, was er will, aber wenn ich
mir anschaue, für was diese junge Dame
steht, dann gute Nacht CDU“, heißt es da

etwa. Eine Person schrieb: „Jetzt reicht es.
Aus Faulheit habe ich bisher meinen CDU-
Mitgliedsausweis noch nicht zurückgege-
ben. Ich werde das jetzt nachholen.“ In der
Kreisstadt Pinneberg, im Umland von
Hamburg, gab es vor wenigen Jahren eine
ernsthafte Diskussion zwischen einem
evangelischen Pfarrer und einem CDU-
Ratsherrn, ob Muslime auch
CDU-Parteiämter überneh-
men können. Damals war dies
eine Folge der Entscheidung
des damaligen CDU-Minis-
terpräsidenten Christian
Wulff, Aygül Özkan, Muslima
und CDU-Politikerin, zur So-
zialministerin in Niedersach-
sen zu ernennen.

Trotzdem scheint auch bei
den Christdemokraten das
Engagement von Menschen
mit Migrationshintergrund inzwischen
eher zur Normalität zu werden: Özkan, die
2013 aus der Hannoveraner Landesregie-
rung ausscheidenmusste, ist seit 2012Mit-
glied des CDU-Bundesvorstands, ebenso
wie Younes Ouaqasse. Der 1988 in Mann-
heim geborene ehemalige Bundesvorsit-
zende der Schüler-Union ist Sohn marok-
kanischer Eltern. Bei der Bundestagswahl
kandidiert mit Cemile Giousouf erstmals
eine türkischstämmige CDU-Kandidatin
im Wahlkreis 138 Hagen-Ennepe. Bülent
Arslan, der Vorsitzende des Deutsch-Tür-
kischen Forums der CDU, war damit –

ebenfalls in Nordrhein-Westfalen – 2002
und2005noch gescheitert.

Die Botschaft der CDU Waghäusel, Ay-
lin Arabaci-Pfab sei die bundesweit erste
muslimische Vorsitzende eines CDU-
Stadtverbandes, kannman so bei der CDU-
Bundesgeschäftsstelle in Berlin nicht be-
stätigen. Es gebe eine weitere Person in

gleicher Funktion in Rhein-
land-Pfalz, lässt ein Sprecher
auf Anfrage wissen. Den Na-
men wollte er jedoch aus
Datenschutzgründen nicht
nennen.

Das jedoch tut der Freude
bei CDU-Landeschef Thomas
Strobl freilich keinen Ab-
bruch: „IchkenneFrauAraba-
ci-Pfab nochnicht persönlich,
aber ich habe gehört, dass sie
eine tolle, engagierte Arbeit

für unsere CDUmacht.“ Das sei es, worauf
es ankommt–undnicht so sehr,welcheRe-
ligion jemand habe, lässt er auf Anfrage
mitteilen. Natürlich trage die CDUdas C in
ihrem Namen. Aber genauso selbstver-
ständlich sei es, „dass sie offen ist für alle
Menschen, die unsere Werte und unsere
politischen Überzeugungen teilen“, er-
gänzt er. Arabaci-Pfab selbst zeigt sich als
„überzeugte Kemalistin“, sie trete für eine
strikte Trennung von Religion und Politik
ein. Und sie lässt darüber hinaus klarstel-
len: „Ich sage ein klares Ja zu christlichen
Wertegrundlagen.“

Waghäusel Aylin Arabaci-Pfab ist die erste Muslimin als Chefin eines
christdemokratischen Stadtverbands im Land. Von Stefan Jehle

K
limaschutz ist keine Erfindung der
grün-roten Landesregierung. Auf
die Verdienste der Vorgängerregie-

rung hatte jüngst der CDU-Abgeordnete
Ulrich Lusche hingewiesen und damit zu-
gleich auch die Zustimmung seiner Land-
tagsfraktion zum neuen Gesetz zur Förde-
rung desKlimaschutzes begründet.

1994 beschloss die damalige Landesre-
gierung ein Klimaschutzkonzept Baden-
Württemberg. Er wurde noch kurz vor der
Landtagswahl vom Kabinett ohne Land-
tagsberatung erneuert – mit Zielvereinba-
rungen zur Reduzierung des Treibhausgas-
ausstoßes (minus 30 Prozent bis 2020
gegenüber 1990) sowie 145 konkreten Ein-
zelmaßnahmen. Es ging umEnergieeinspa-
rung, um Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, um CO2-Minderung im Verkehr und
Landwirtschaft. Ebenfalls 1994 wurde die
Klimaschutz- und Energieagentur Baden-
Württemberg (KEA) mit Sitz in Karlsruhe
gegründet. Deren Arbeitsschwerpunkt sind
Energiekonzepte für Kommunen, Hand-
werk, Mittelständler undWohnungsbauge-
sellschaften, das Energiemanagement in
Gebäuden, Verkehrskonzepte für Gemein-
de. Eine ganze Palette von Förderprogram-
men wurde aufgelegt, 2008 legte Baden-
WürttembergunterderdamaligenUmwelt-
ministerin Tanja Gönner (CDU) als erstes
Bundesland ein Gesetz zum Einsatz erneu-
erbarerEnergienvor,das imGegensatzzum
späteren Bundesgesetz auch für den Woh-
nungsbestand gilt. Als Wirtschaftsstandort
war Baden-Württemberg dadurch nie ge-
fährdet. Dennoch befürchtet dies jetzt die

FDP angesichts des
neuen Klimaschutz-
gesetzes.

Unternehmenwie
Kommunen suchen
Möglichkeiten, Kos-
ten zu reduzieren
durch Energieein-
sparung oder zu in-

vestieren in erneuerbare Energien, um un-
abhängiger zu werden von Öl und Gas. In
StädtenundGemeindengibt es schon lange
zahlreiche Projekte, deren Ziel ist, den Kli-
makiller CO2 zu reduzieren. Jetzt hat der
Klimaschutz Gesetzesrang mit Zielvorga-
ben, konkrete Maßnahmen und Strategien
werden im Herbst im sogenannten Integ-
rierten Energie- und Klimaschutzkonzept
(IEKK) vorgestellt. Der Weg zum Ziel je-
doch bleibt den Gemeinden und auch
Unternehmen „in eigener Verantwortung“
überlassen,wie es imGesetz heißt.

Für den Umweltminister Franz Unter-
steller (Grüne) sind die Städte und Ge-
meinden eine wichtige Stütze beim Klima-
schutz. Die Kommunen erhalten Hilfestel-
lung vom Land auf dem Weg zu einer
„klimaneutralen Kommune“, wie jüngst
auf einer Tagung ankündigt wurde. Aller-
dings wird die Förderpolitik des Landes
verstärkt auf diejenigenKommunenausge-
richtet sein, die beim Thema Klimaschutz
einen „systematischenAnsatz“ verfolgen.

Einige Beispiele aus dem Land zeigen
die Vielfalt der Konzepte in den Gemein-
den, aber auch die Schwierigkeiten, wenn –
wie etwa in Allensbach – die Ölpreis-
schwankungendieWirtschaftlichkeit eines

Ökoprojekts zum aktuellen Zeitpunkt der
Entscheidung gefährden.

Als die Gemeinde imKreis Konstanz im
März vom baden-württembergischen Um-
weltministerium als eine von acht Städten
und Gemeinden als klimaneutrale Kom-
mune ausgezeichnetwurde,war dieFreude
in der fast 6900 Einwohner zählenden Bo-
denseegemeinde groß. Denn das 1,25 Mil-
lionen teure Projekt soll mit 250 000 Euro
Landesmitteln gefördert werden. Für die-
ses Geld will Allensbach an seinem westli-
chen Ortsende ein mit Gas oder Holzhack-
schnitzelnbetriebenesBlockheizkraftwerk
bauen, das die Grund- und Hauptschule,
die Bodanrückhalle und sieben mehrge-
schossige Gebäude in der Nachbarschaft
beheizen soll, die in der Gemeinde als
„Hochhäuser“ firmieren. Das
Nahwärmenetz soll in den 30
bis 40 Jahre alten Gebäuden
die bisherigen Ölheizung er-
setzen. Immerhin verbrau-
chen sie zusammen jedes Jahr
rund 200 000LiterÖl.

Derzeit aber ist nicht si-
cher, ob das Nahwärmenetz
tatsächlich auch kommt. Der
seit 30 Jahren amtierende
Bürgermeister Helmut Ken-
nerknecht (CDU) ist skep-
tisch, ob sich der schöne Plan wirklich um-
setzen lässt. „Das steht und fällt alles mit
den Kosten“, räumt er ein. Nur wenn die
Energiekosten des Blockheizkraftwerkes
mit demÖlpreis konkurrieren können, ha-
be das Vorhaben eine reelle Chance auf
Verwirklichung. 200 000 Liter Öl entspre-
chen etwa zweiMillionenKilowattstunden
Strom, rechnet Kennerknecht vor. „Nur
wenn die Kilowattstunde bei acht bis neun
Cent liegt, glaube ich dran“, sagt der Bür-
germeister. Das entspreche einem Ölpreis

von 80 bis 90 Cent pro Liter. Gegenwärtig
aber lägendie zu erwartendenBetriebskos-
ten der Anlage deutlich über zehnCent pro
Kilowattstunde. „Da sieht es schlecht aus“,
bedauert Kennerknecht. Vielleicht muss
Allensbach seinen schönen Klimapreis
dann zurückgeben. Nach der Sommerpau-
sewill derGemeinderatentscheiden,wiees
weitergeht.

Ebenso ist jeder einzelne Bürger, jeder
Hausbesitzer gefordert und erhält auch
Förderungen bei der energetischen Sanie-
rung. Einige Kommunen, beispielsweise
Freiburg und Emmendingen, haben sich
auf den Weg gemacht. Freiburg hat im Ok-
tober 2010 den Titel „Bundeshauptstadt
Klimaschutz“ im Wettbewerb der Deut-
schen Umwelthilfe errungen. Die Jury

würdigte das Gesamtkonzept
derStadtzurVermeidungum-
weltschädlicher Emissionen,
vor allem des Ausstoßes von
CO2. „Green City“, wie das
Marketingmanagement die
210 000 Einwohner große
Stadt in Südbaden gerne
nennt, hat mit Klimaschutz-
programmen begonnen, als
das Thema anderswo noch
links liegenblieb. 1996 formu-
lierte der Gemeinderat Kli-

maschutzziele und überprüft diese regel-
mäßig, eine aktuelle Bilanz wird derzeit er-
stellt. Freiburg will bis 2030 den Ausstoß
der Treibhausgase um 40 Prozent redu-
ziert haben, so der Beschluss von 2007.

AufdemWegdorthin sindmitneuenSo-
lar- und Windanlagen und der Einführung
von Niedrigenergiestandards bei Neubau
und Sanierung von Altbauten im städti-
schen Bereich wichtige Schritte gemacht
worden. Spektakulär sind die energeti-
schen Sanierungen von drei Wohnhoch-

häusern im Stadtteil Weingarten auf Pas-
sivhausstandard. Ein weltweit einzigarti-
ges Projekt. Die Luft über Freiburg ist auch
sauberer geworden,weil dasHeizkraftwerk
der Universitätsklinik vor einem Jahr von
Kohle aus Südamerika auf Holzpellets um-
gestellt und Lieferant für Fernwärme für
Mietwohnungen geworden ist. Allein diese
Maßnahme hat den CO2-Ausstoß um fünf
Prozent reduziert.

Die Kreisstadt Emmendingen, 15 Kilo-
meter nördlich von Freiburg, 25 000 Ein-
wohner groß, hat sich auf dem Weg zur
„klimaneutralen Gemeinde“ den Stadtteil
Bürkle-Bleiche als Modell vorgenommen,
wo nicht einfach per Anordnung von oben,
sondern mit den Bewohnern ein „Quar-
tierskonzept“ erarbeitetwird.DieGebäude
indemViertel sindvierzigbis sechzigJahre
alt und verbrauchen dementsprechend viel
Energie, umgerechnetwohl 25LiterHeizöl
auf den Quadratmeter pro Jahr. Das war
kein Problem, solange Heizöl noch billig
war. „Wir können bei Wärme zwischen 55
und 60 Prozent, beim Strom 50 Prozent
einsparen“, ist der eigens für den Stadtteil
angestellte Sanierungsmanager Armin
Bobsien überzeugt.

Das Land Baden-Württemberg fördert
die Stadtteilkampagne im Rahmen des
Wettbewerbs „Klimaneutrale Kommune“
mit 150 000 Euro. „Das Wichtigste ist, die
vielen Unsicherheiten zu beseitigen“, sagt
Bobsien. Weder Eigentümer noch Mieter
wissen in derRegel, welcheAlternativen zu
derzeitigen Heizungen möglich sind und
welche Fördermittel für die Umrüstung et-
wa auf Blockheizkraftwerke angefordert
werden können. Dafür stehen jetzt Ener-
gieberater zur Verfügung, auf Informa-
tionsabenden und sogar auf Straßenfesten
ist Energiesanierung jetzt das dominieren-
de Stadtteilthema. akw/wom/sie

Kommunen stützen den Klimaschutz
Energiewende Viele Städte und
Gemeinden haben bereits
Konzepte. Von unserer Redaktion

Aylin Arabaci-Pfab, ist
CDU-Chefin und Lehre-
rin inWaghäusel. Foto: StZ
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Freiburg ist bereits als „Bundeshauptstadt Klimaschutz“ prämiert. Es gibt Visionen auf demWeg zur „Green City“. Repro: StZ

Land fördert
Kommunenmit
systematischem
Ansatz beim
Klimaschutz.

Holzhackschnitzel für
das Blockheizkraftwerk
in Allensbach Foto: StZ

Verfassungsschutz

NSU-Akten erneut
auf dem Prüfstand
Derbaden-württembergischeVerfassungs-
schutz prüft erneut seine Akten imZusam-
menhang mit der rechtsextremen Terror-
zelle NSU. Auslöser sei eine vor Kurzem in
Sachsen aufgetauchte Liste mit Namen
mutmaßlicher NSU-Unterstützer, sagte
einSprecherdesStuttgarter Innenministe-
riums amSamstag und bestätigte einenBe-
richt des Südwestrundfunks (SWR). 30
Mitarbeiter der Landesbehörde seien mit
der neuen Überprüfung befasst. Nach bis-
herigen Kenntnissen gibt es dem Sprecher
zufolgekeineHinweisedarauf, dassdieLis-
tedenVerfassungsschützern imSüdwesten
früher vorlag. Unter den genannten Perso-
nen sei auch eine ausBaden-Württemberg.

Die erneute Kontrolle der Unterlagen
geschehe auf eine Anfrage des Unter-
suchungsausschusses im Bundestag zum
Nationalsozialistischen Untergrund
(NSU). Ein Zwischenbericht sei dem Gre-
mium zugestellt worden, sagte der Spre-
cher. Der Abschlussbericht solle noch im
Juli fertig werden. Der stellvertretende
Amtsleiter des Landesamts für Verfas-
sungsschutz, Frank Dittrich, sagte dem
SWR 4 Radio Stuttgart, der Bericht solle
dem Neonazi-Ausschuss bis nächste Wo-
che vorliegen. lsw

Geothermie

Bohrung in Schweiz
löst Erdstöße aus
Probleme bei einer Geothermie-Bohrung
amBodensee habenmehrereErdstöße und
ein kleines Beben ausgelöst. Die Schweizer
Behörden stoppten daraufhin amWochen-
ende das Projekt nahe St. Gallen. Das ba-
den-württembergische Umweltministe-
rium fordert Informationen über die Ursa-
chen für das Erdbeben. Daraus ließen sich
möglicherweisenützlicheErkenntnisse für
ähnliche Projekte im Südwesten ziehen,
sagte ein Sprecher von Minister Franz
Untersteller (Grüne) der Nachrichten-
agentur dpa. Das Projekt in St. Gallen galt
den Schweizer Behördenangaben nach als
sicher, dasErdbebenrisiko als gering.

Sichtbare Schäden hat das Beben, das
vom Bodensee bis ins Appenzellerland zu
spüren gewesen sei, sowie mehr als ein
Dutzend kleinere Erdstöße am frühen
Samstagmorgen nach ersten Erkenntnis-
sen nicht verursacht. EinKrisenstabwill in
den nächsten Tagen entscheiden, ob und
wie es mit dem Erdwärme-Projekt weiter-
gehen kann.

Während der Vorbereitungen für Tests
inmehr als 4000Metern Tiefe sei am Frei-
tag überraschend Gas mit hohem Druck in
das Bohrloch gelangt, berichtete die Nach-
richtenagentur SDA unter Berufung auf
einender verantwortlichen Ingenieure. Als
Gegenmaßnahme seien 650 Kubikmeter
Wasser und eine schwere Bohrspülung in
das Loch gepumpt worden, was die Erdstö-
ßeausgelösthabenkönnte.Eshabe sichum
eine „absolute Notsituation“ gehandelt,
sagte Ivo Schillig, Chef der St. Galler Stadt-
werke. „Auf der Bohranlage waren Men-
schenleben inGefahr.“ lsw

Mittel für Sanierung

Energie sparen in
50 Landesgebäuden
Energie einsparen durch sanieren: Mehr
als 50 Landesgebäude sollen energetisch
flott gemacht werden - darunter auch ural-
te Gemäuer wie das Anglistische Seminar
der Universität Heidelberg aus dem Jahr
1716. Laut dem Finanzministeriums um-
fasst dieMaßnahme inMannheim, Heidel-
berg, Karlsruhe und Stuttgart eine Gebäu-
defläche von rund 300 000 Quadratmeter.
Sie ist Teil eines Projekts, für das das Land
von 2012 bis 2014 rund 50 Millionen Euro
bereitgestellt. „Wir erhöhen die Energieef-
fizienz und reduzieren die Energiekosten“,
erläuterteMinisterNils Schmid (SPD).

Die jährlichen Energiekosten in den 50
Gebäudenbetragenderzeit etwa4,6Millio-
nenEuro. „WirerwartenEinsparungenvon
mindestens einer Million Euro pro Jahr“,
so Schmid.Modernisiertwerdennebender
Heidelberger Uni etwa Gebäude der Hoch-
schule Mannheim, der Pädagogischen
Hochschule in Karlsruhe und ein Rechen-
zentrum in Stuttgart. Bei ähnlichen Maß-
nahmen hat das Land seitMitte der 1990er
Jahre rund 34 Millionen Euro investiert.
Eingespart wurden bislang jährlich mehr
als 6,3MillionenEuro. lsw
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